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Memorandum zur Rechtsinformatik
	These 1

Die Rechtsinformatik muss als eigene Wissenschaftsdisziplin in Forschung und Lehre anerkannt werden.
Die Rechtsinformatik ist als Wissenschaft von den Voraussetzungen und Anwendungen und Folgen der Informationstechnologie im Rechtssystem eine angewandte Informatik. Sie stellt den Bezug her zwischen der Informationstechnologie und dem Rechtssystem. Die Rechtsinformatik sollte innerhalb der Rechtswissenschaft als ein eigenständiges Fach – analog der Wirtschaftsinformatik und der Medizininformatik – eingestuft werden. Zahlreiche Lehrbücher, Fachzeitschriften, Forschungseinrichtungen und Fachgesellschaften zur Rechtsinformatik spiegeln diese Entwicklung wieder. 


	These 2

Die Informationsgesellschaft muss im Rechtssystem angemessener abgebildet werden.
Die informationstechnische Entwicklung hat zu Umwälzungen in der Gesellschaft geführt („Informationsgesellschaft“) und auch das Rechtssystem erfasst. Elektronische Waren-, Dienstleistungs- und Informationsmärkte sind entstanden. Neue Rechtsvorschriften integrieren technische Konzepte (etwa im Recht der elektronischen Kommunikation; Datenschutzrecht; Datenbankrecht; Medienrecht; Recht der digitalen Signatur). Juristische Anknüpfungen müssen angepasst oder ergänzt werden (etwa im Internationalen Privatrecht, Vertragsrecht, Urheberrecht, Strafrecht, Rundfunk- und Fernsehrecht).


	These 3
Elementare juristische Kategorien müssen für die informationstechnologische Entwicklung gefunden, angepasst oder neu gewichtet werden. 

Die technologischen Umwälzungen erzeugen keineswegs nur periphere, sondern vielfach auch strukturelle Folgen im Rechtssystem. Der rechtliche Umgang mit digitalisierten Informationen beeinflusst die Verwendung elementarer juristischer Kategorien wie Verfügungsrechte (Eigentum, Persönlichkeitsrecht), Freiheit, Wettbewerb, Privatautonomie, Vertrag, Vertrauen, Risikoverteilung, Sicherheit, Haftung, Beweiskraft oder Chancengleichheit. Traditionelle Anknüpfungspunkte für rechtliche Regelungen, wie Ort, Zeit, Übermittlungsform, Territorialität oder Souveränität, verlieren an Bedeutung. 


	These 4
Die fortwährende Entdeckung immer „neuer“ Rechtsgebiete in Bezug auf die informationstechnische Entwicklung deutet auf einen Theoriemangel hin.

Die pragmatische Aufteilung in Teilrechtsgebiete („Computerstrafrecht“, „Multimediarecht“ oder „Internetrecht“) bedarf einer Rückführung auf Prinzipien und Systeme. Auch dazu muss eine künftige juristische Theorie der Information und Kommunikation einen Beitrag leisten. 


	These 5
Die Theorie der Rechtsinformatik muss Regelungskonzepte entwickeln.
Aus rechtlicher, technischer und interdisziplinärer Sicht müssen Konzepte zur Regulierung/ Deregulierung/ Nichtregulierung/ Selbstregulierung des Informationssektors im Hinblick auf Gegenstand, Inhalt, Werte, Prinzipien und Instrumente der elektronischen Kommunikation entwickelt werden. 


	These 6
Tragfähige rechtliche Systematisierungen setzen die Kenntnis der technischen Zusammenhänge voraus.

Sinnvolle Vorschläge zur Anpassung oder Entwicklung von Regelungskonzepten und rechtlichen Regelungen lassen sich nur in Kenntnis der überkommenen Modelle, der rechtsdogmatischen Konkretisierungen, der informationstechnischen Zusammenhänge und der Regulierungsalternativen machen. Dies erfordert ein zusammenhängendes faktisches und theoretisches Fundament an Wissen und eine enge Kooperation mit den Nachbarwissenschaften. 


	These 7
Eine Institutionalisierung der Forschung ist erforderlich.

Die bisherige Wissensakquisition erfolgt mangels systematischer Fachbezogenheit und Forschungsförderung eher individualistisch, implizit und zufällig. Notwendig erscheint aber seit langem eine gezielte Grundlagenforschung, die sich auf das Urteil spezialisierter Experten stützt. Eine Institutionalisierung der Forschung ist unumgänglich. 


	These 8
Die Forderung, das Fach Rechtsinformatik als wissenschaftliche Disziplin einzuführen, besteht schon 25 Jahre. Die Akzeptanz ist in den letzten Jahren gewachsen.

Die Forderung, das Fach Rechts- und Verwaltungsinformatik an allen deutschen Fakultäten einzuführen und an einigen Fakultäten schwerpunktmäßig zu betreiben, wurde bereits im Jahre 1978 vom deutschen Juristischen Fakultätentag einstimmig beschlossen. Der Beschluss wurde nur ansatzweise in die Praxis umgesetzt, weil zusätzliche Planstellen und Sachmittel fehlten. Zahlreiche weitere Aktivitäten gingen in dieselbe Richtung. Eine Konferenz des Europarates im Jahre 1985 über „Computers and Law“ führte im Jahre 1992 zu der Empfehlung No. R (92) 15 des Ministerrates und enthält tragfähige Vorschläge für Forschung und Lehre auf universitärer Ebene.


	These 9
Die Zahl der Professuren und Institute im Bereich der Rechtsinformatik und des Informationsrechts in Deutschland und in der Europäischen Union ist beachtlich gewachsen.

Zahlreiche juristische Fakultäten in Deutschland und im Ausland bieten mit stark zunehmender Tendenz Schwerpunkte oder Wahlmöglichkeiten an. Die Erfahrungen im Rahmen des zertifizierten und akkreditierten postgradualen Ergänzungsstudiengangs Rechtsinformatik an der Universität Hannover, der im Verbund mit 11 Universitäten aus 9 EU-Mitgliedstaaten stattfindet und zum akademischen Grad „LL.M“ führt, sind ermutigend. In allen EU-Mitgliedsstaaten mit Ausnahme Dänemarks und Griechenlands bestehen inzwischen Hochschulinstitute, die sich mit Rechtsinformatik (Computer und Recht) befassen. In Deutschland wurden zunächst in Hannover (1983) und dann an sieben weiteren Universitäten (Berlin (HU), Karlsruhe, Köln, Marburg, München, Münster und Saarbrücken) Universitätsinstitute errichtet.


	These 10
Rechtsinformatik sollte als eigenes wissenschaftliches Fach bei der Deutschen Forschungsgemeinschaft konstituiert werden.
Die Forschungsaktivitäten im Bereich der Rechtsinformatik könnten ähnlich wie in den verwandten und längst etablierten Fächern Wirtschaftsinformatik und Medizininformatik systematischer und spezifischer im Rahmen einer eigenen Fachgruppe unter dem Dach der Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördert werden. Das Vorschlagsrecht für Fachgutachter sollte bei der Deutschen Gesellschaft für Recht und Informatik (DGRI) liegen, der praktisch alle Fachvertreter als Mitglied angehören. Für die interdisziplinären Aspekte der Rechtsinformatik könnte die Gesellschaft für Informatik (GI) das Vorschlagsrecht ausüben. 
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